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Eine Geldflut
für alles
Mögliche
Die Subventionen des Bundes sind in nur zehn Jahren
um ein Drittel gestiegen. Mächtige Lobbys sorgen
dafür, dass sich dies nicht so schnell ändern wird

DAVID VONPLON

Wer Benzin oder Diesel tankt, muss
jeweils auch die Mineralölsteuer von
fast 80 Rappen pro Liter berappen.
Nicht so die Bäuerinnen und Bauern
in diesem Land. Gegen 40 000 Be-
triebe reichen jedes Jahr ein entspre-
chendes Rückerstattungsgesuch ein.
Und sie sind nicht die Einzigen. Der
Steuerrabatt steht auch Förstern, Be-
rufsfischern, Skigebieten und konzes-
sioniertenVerkehrsbetrieben zu.Rund
65 Millionen Franken richtet der Bund
auf diese Weise jährlich für die Verbil-
ligung des Treibstoffs aus.

Eigentlich wollte der Bundesrat
diese klimaschädliche Subvention ab-
schaffen. Doch die Bauernlobby leis-
tete erbitterten Widerstand. Landwirt-
schaftsminister Guy Parmelin hielt auf-
grund der Proteste an den umstrittenen
Rückerstattungen fest. Wieder ein-
mal zeigte sich: Einmal beschlossene
Finanzhilfen sind kaum mehr wegzube-
kommen – und sind sie noch so wider-
sinnig und veraltet.

Im vergangenen Herbst kündigte
der Bundesrat an, er wolle die Wer-
bung für den Fleischkonsum nicht län-
ger mit 5 Millionen Franken pro Jahr
unterstützen. Doch dass die Absatz-
förderung tatsächlich gestrichen wird,
glauben in Bundesbern die wenigsten.
Subventionen sind gerade en vogue.
Anfang Jahr beschloss das Parlament
bereits, den Vermarktungsorganisatio-
nen des Schweizer Weins mit 9 Millio-
nen Franken unter die Arme zu grei-
fen. Warum nicht auch weiterhin der
Fleischwirtschaft Fernsehspots und
Anzeigen sponsern?

Förderung im Energiebereich

Auch der Umwelt- und Energiebereich
wird mit immer grösseren Mengen an
staatlichen Geldern geflutet. 3,2 Mil-
liarden Franken gehen ab 2025 zusätz-

lich in den Klimaschutz – erhalten sol-
len die Zuschüsse nicht nur Hauseigen-
tümer, die auf erneuerbare Energien
umstellen, sondern auch Unternehmen,
die einen Fahrplan für das Netto-Null-
Ziel vorlegen. Ein «gewaltiger Schritt»
in Richtung Subventionierung sei das,
sagt Andreas Lienhard, Professor für
Staats- undVerwaltungsrecht am Kom-
petenzzentrum für Public Management
und am Institut für öffentliches Recht
der Universität Bern. Im vergangenen
Jahr gab der Bund bloss rund 600 Mil-
lionen Franken für den Bereich «Um-
welt und Raumordnung» aus.

Längst ist die Schweiz zu einem
Land der Subventionen mutiert –
einem Land auch, in dem die Politik
das Verhalten ihrer Bürgerinnen und
Bürger mehr und mehr mit dem Geld-
hahn lenkt. «Anreize statt Abgaben»
lautet auch die Devise bei Bundesrat
Albert Rösti – man könnte sie auch
«Gschänkli»-Politik nennen.Wohin das
führt, zeigen neue Zahlen der Finanz-
verwaltung: Waren es vor zehn Jahren
noch 36 Milliarden Franken, die der
Bund verteilte, sind es heute bereits
48 Milliarden Franken. Gestiegen ist
auch der Anteil der Transferzahlungen
an den Bundesausgaben. Sie machen
inzwischen nicht weniger als 60 Pro-
zent aus. Dabei sind indirekte Subven-
tionen wie etwa Steuerabzüge für die
zweite und die dritte Säule der Alters-
vorsorge nicht einmal mitgezählt.

Gemäss Subventionsgesetz darf
der Bund Finanzhilfen und Abgeltun-
gen nur gewähren, wenn eine Aufgabe
ohne diese Unterstützung nicht hinrei-
chend erfüllt würde. Ausserdem müs-
sen die Subventionen wirtschaftlich
und wirksam eingesetzt werden, und
es müssen die zumutbaren Selbsthilfe-
massnahmen ausgeschöpft sein. Doch
in der Realität dürften diese Krite-
rien in vielen Fällen nicht erfüllt sein.
Hinzu kommt, dass Subventionen teil-
weise dysfunktional sind: «Subventio-
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nen rufen häufig ungewollte Verhal-
tensweisen hervor, die mit den gesetz-
ten Zielen nicht im Einklang stehen»,
sagt der Experte Lienhard. Er weist
etwa auf die Beihilfen an die Milch-
und Viehwirtschaft hin, die zu einer
stärkeren Belastung mit Stickstoff und
Treibhausgasen führen.

Wie viel in der Subventionspraxis
des Bundes im Argen liegt, stellte un-
längst ein Bericht der Eidgenössischen
Finanzkontrolle (EFK) fest. Er kam zu
dem Schluss, dass der Bund zu einem
grossenTeil Leistungen bezahlt, die der
Empfänger ohnehin ausgeführt hätte.
Bei der Einmalvergütung für Solar-
panels etwa schätzt sie die sogenannten
Mitnahmeeffekte auf etwa 50 Prozent.
Mit anderen Worten: In der Hälfte der
Fälle wäre dieAnlage auch gebaut wor-
den, wenn es keinen Rappen an För-
dergeldern gegeben hätte. Auch stellte
die EFK wiederholt fest, dass Organi-
sationen vom Bund unterstützt werden,
die gar nicht auf Förderbeiträge ange-
wiesen sind. So erhielten etwa in der
Landwirtschaft finanzstarke Tierzucht-
verbände Zuschüsse, deren Eigenkapi-
tal eine Jahresausgabe mehrfach über-
stieg. Dabei versäumten es die zustän-
digen Behörden, die finanzielle Trag-
fähigkeit der Empfänger zu überprüfen
und eine höhere Eigenleistung von den
Empfängern zu verlangen.

Wer hat, dem wird gegeben

Generell gilt: Hat es ein Empfänger
einmal auf die Subventionsliste des
Bundes geschafft, kann er ziemlich si-
cher sein, dass die Gelder bald noch
üppiger fliessen. Die Sportverbände
zum Beispiel erhielten im Jahr 2008
noch Zuschüsse von 5,7 Millionen
Franken, 2013 waren es bereits 13,0
Millionen, 2023 dann sogar 42,8 Mil-
lionen Franken. Schweiz Tourismus er-
hielt im zurückliegenden Jahr 70 Mil-
lionen Franken – im Jahr 2013 waren
es noch 55 Millionen Franken gewesen.

Systematisch durchleuchtet hat die
Subventionen des Bundes im vergan-
genen Jahr das Institut für Schweizer
Wirtschaftspolitik (IWP) an der Uni-
versität Luzern. Es kam dabei zu dem
Schluss, dass in fast allen Aufgaben-
bereichen des Bundes – in den Berei-
chen Wirtschaft oder Landwirtschaft
und Ernährung ebenso wie in den
Gebieten Gesundheit, Verkehr, soziale
Wohlfahrt oder Kultur – Subventionen
ausbezahlt würden, die für die Wohl-
fahrt fragwürdig oder gar schädlich
seien. Unter dem Strich könnten laut
den Ökonomen nicht weniger als 14
Prozent glattweg gestrichen werden –
die sich abzeichnenden finanziellen
Engpässe beim Bund könnten damit
locker behoben werden.

Als Beispiele nannten die Ökono-
men des IWP etwa direkte Branchen-
hilfen an die Landwirtschaft in Höhe
von 3,3 Milliarden Franken, bei denen
es sich vornehmlich um industriepoli-
tische Subventionen handle, «die eine
starke Verzerrungswirkung nach sich
ziehen». Auch der Sinn und Zweck der
43Millionen Franken, die jährlich in die
Filmförderung fliessen, beurteilte die
Studie kritisch. «Warum sollten Filme
gegenüber anderen Freizeitaktivitäten
wie Joggen bis Kegeln bevorzugt wer-
den?», fragen sich die Wissenschafter.

Allerdings wird die Aussagekraft
des IWP-Reports in Fachkreisen an-
gezweifelt. «Es greift zu kurz, Subven-
tionen nach rein ökonomischen Krite-
rien zu bewerten», sagt Andreas Lien-
hard. Das wirtschaftliche Wachstum sei
nicht das allein bestimmende Merkmal
für die Begründung von Finanzhilfen.
Vielmehr gebe es zahlreiche andere
öffentliche Interessen, die eine Förde-
rung ebenfalls rechtfertigen würden –
der Erhalt der Sozialwerke und der kul-
turellen Vielfalt etwa, Bildung und For-
schung, ein gut funktionierender Service
public oder die Sorge zur Umwelt. Ob
zum Beispiel auf die Filmförderung ver-
zichtet werden solle, sei nicht nur eine
volkswirtschaftliche Frage. Schliesslich
sei der Schweizer Film ein Kulturgut,
das schon in der Bundesverfassung als
förderungswürdig bezeichnet werde.

Doch wo dann den Sparstift anset-
zen? Finanzministerin Karin Keller-
Sutter lässt diese Frage derzeit abklä-
ren. Weil in den nächsten Jahren Eng-
pässe in der Bundeskasse drohen, lässt
sie sämtliche Abgeltungen und Finanz-
hilfen von externen Gutachtern über-

prüfen. Die FDP-Bundesrätin hat da-
für eigens eine Gruppe von Experten
eingesetzt. Nicht weniger als 4 Milliar-
den Franken sollten eingespart werden,
lautet die Vorgabe der Finanzministe-
rin. Gelingt das Vorhaben, könnte die
Magistratin das strukturelle Defizit im
Bundeshaushalt eliminieren.

Das Subventionsdickicht auszudün-
nen, ist allerdings eine Aufgabe, an der
sich schon Keller-SuttersVorgänger die
Zähne ausgebissen haben. Letztmals
führte der Bundesrat 2008 eine umfas-
sende und departementsübergreifende
Überprüfung durch. Nach Abschluss
der Arbeiten publizierte Finanzminis-
ter Hans-Rudolf Merz einen 436 Sei-
ten starken Bericht. Reformbedarf
stellte er bei gut 70 von 228 Subven-
tionen fest.Das finanzielle Entlastungs-
potenzial schätzte er auf über 100 Mil-
lionen Franken. Von den vorgeschla-
genen Massnahmen setzte das Parla-
ment dann die wenigsten um. Nur bei
knapp einem Fünftel der Finanzhilfen
wurden am Schluss Entlastungen reali-
siert, wie die EFK später in einem Be-
richt feststellte. ImGegenzug aber stieg
das Volumen der 70 Subventionskre-
dite um 2,8 Milliarden Franken.

Auch offenbart ein Blick in die Sub-
ventionsdatenbank des Bundes, wie
schwierig es sein wird, den Auftrag der
Finanzministerin zu erfüllen. Gröss-
ter Brocken in der Datenbank, die 500
Einträge zählt, sind mit 10,1 Milliarden
Franken die Leistungen des Bundes an
die AHV – es folgen die Einlagen des
Bahninfrastrukturfonds, die Leistungen
an die IV und die individuellen Prämien-
verbilligungen. Es handelt sich bei die-
sen Beihilfen ausschliesslich um gebun-
deneAusgaben.Gemeint sind damit ins-
besondere Ausgaben, die rechtlich auch
bezüglich ihrer Höhe bereits festgelegt
sind. Insgesamt gelten rund zwei Drittel
der jährlichenAusgaben des Bundes als
gebunden – Tendenz steigend.

Herkulesarbeit für die Ministerin

Obwohl das Parlament mit dem Vor-
anschlag ein Instrument besitze, um
die Höhe der Subventionen zu steu-
ern, sei der finanzpolitische Handlungs-
spielraum damit beschränkt, sagt der
Staatsrechtler Lienhard.Hinzu komme,
dass durch geschicktes Lobbyieren
meist erreicht werde, dass umstrittene
Subventionen letztlich doch ausgerich-
tet würden. Was Lienhard anspricht:
Die Bezüger der Bundesgelder finden
stets einen Grund, warum von einem
Sparbeschluss abzusehen ist. Sie ge-
ben Studien und Gutachten in Auf-
trag, die vor den desaströsen Konse-
quenzen der Streichung warnen. Oder
sie engagieren professionelle PR-Fir-
men und spannen Parlamentsmitglie-
der ein, um den Geldfluss am Laufen
zu halten. Umso schwieriger sei es, im
politischen Prozess Sparpotenziale zu
realisieren, so Lienhard.

Um Fehlanreize und Verzerrungen
möglichst zu vermeiden, schlägt Lien-
hard vor, dass die Subventionsmecha-
nismen optimiert werden, etwa mit-
tels eingehender Folgeabschätzungen
beim Erlass von neuen Subventions-
bestimmungen. Auch soll der haus-
hälterische Umgang mit den öffent-
lichen Mitteln verbessert werden, in-
dem bei häufig ausgerichteten Finanz-
hilfen ein wettbewerbliches Verfahren
zur Anwendung gelangt. Schliesslich
müsse auch die Transparenz gestärkt
werden – etwa mit einer Subventions-
datenbank, welche auch die Kantone
und Gemeinden sowie die indirekten
Subventionen einschliesse.

Ob Bundesrat und Parlament be-
reit sind, die Vergabepraxis zu über-
denken, ist jedoch höchst fraglich.Und
das Vorhaben von Keller-Sutter, Sub-
ventionen zu streichen, gleicht einer
Herkulesaufgabe. An dieser Tatsache
ändert auch die Praxis der Verwaltung
wenig, Förderprogramme wenn mög-
lich zeitlich zu befristen. Spätestens
wenn diese auslaufen, werden Bun-
desrat oder Parlament für eine Wei-
terführung besorgt sein.

So wie es etwa bei der Förderung
für erneuerbare Energien geschah, die
eigentlich 2023 hätte auslaufen sollen,
dann aber bis zum Jahr 2031 verlängert
wurde. Solange in Bundesbern die Spen-
dierlaune anhält, dürften denn auch
sämtliche Bestrebungen, das inländi-
sche Subventionsregime einzudämmen,
erfolglos bleiben.

Die zweite Säule
ist den Leuten fremd
Eine Umfrage offenbart grössere Fehleinschätzungen
bei der Debatte um die Reform der Pensionskassen

FABIAN SCHÄFER, BERN

Es klingt fast wie ein Zwischenzeugnis,
allerdings kein sehr gutes: «Die Schwei-
zer Bevölkerung geht mit ungenügenden
Basiskenntnissen und verzerrtenVorstel-
lungen in die Abstimmungsdebatte zur
BVG-Reform.»ZumBeispiel überschätze
siemassivdenAnteil derVersicherten,die
bei einerAnnahme derVorlage betroffen
wären. So steht es in einer am Montag
publizierten Studie zur beruflichen Vor-
sorge (BVG), die das Forschungsbüro
Sotomo imAuftrag der Zürich-Versiche-
rungen verfasst hat. Sie basiert auf einer
Befragung von gut 1600 Personen.

Wissenslücken und Fehleinschät-
zungen: Die sind laut den Autoren weit
verbreitet. Dass viele nicht genau wis-
sen, wie die zweite Säule der Altersvor-
sorge funktioniert, ist keine völlig neue
Erkenntnis und angesichts der abschre-
ckenden Komplexität auch nicht über-
raschend. Die Umfrage verdeutlicht je-
doch, dass zusätzlich zum Nicht- und
Halbwissen auch von einer verzerrten
Wahrnehmung und von Irrtümern aus-
zugehen ist. Und diese könnten die Ab-
stimmung über die BVG-Reform am
22.September direkt beeinflussen.

Überschätzte Folgen

Erstes Problem: Die Folgen der Reform
werden überschätzt. Im Zentrum der
Vorlage steht die Reduktion des gesetz-
lichen Umwandlungssatzes. Dieser legt
fest,wiedas angesparteGuthabenbei der
Pensionierung in eine Rente umgerech-
netwird.Heute ist derSatz angesichts der
Lebenserwartung und realistischer An-
lagerenditen zu hoch.Nun soll er von 6,8
auf 6 Prozent reduziert werden. Die Re-
form sieht Kompensationen wie höhere
Lohnbeiträge vor, die darauf abzielen,
Rentenkürzungen zu verhindern.

Die grosse Frage ist nun aber,wer von
all dem überhaupt betroffen ist. In der
Umfrage wurden dieTeilnehmenden ge-
beten, zu schätzen, wie viele Versicherte
wegen der Reduktion wohl eine tiefere
Rente erhalten würden. Durchschnitt
der Schätzungen: 63 Prozent wären von
Kürzungen betroffen. Das ist ein unrea-
listisch hoher Wert. Laut amtlichen An-
gaben und Fachleuten ist klar, dass die
grosseMehrheit derAngestelltenvonder
ReduktiondesUmwandlungssatzesnicht
betroffen sein wird.Laut demBundesrat
ist dies bei mindestens zwei Dritteln der
Versicherten der Fall.Andere Prognosen
gehen sogar davon aus, dass 85 Prozent
nichts davon bemerken werden.

Des Rätsels Lösung liegt in einer Be-
sonderheit der beruflichen Vorsorge, die
oft für Verwirrung sorgt: Sie besteht aus
einem gesetzlichen Minimum, das quasi
den Sockel der zweiten Säule bildet. Die
Abstimmungsvorlage bezieht sich nur auf
diesen Teil. Die meisten Pensionskassen
gehen aber freiwillig über dieses Mini-
mum hinaus. Hier zahlen die Angestell-
ten und ihre Arbeitgeber einen grösse-
renTeil des Lohns direkt in die Pensions-
kasse ein als vomGesetz vorgesehen – sie
legen also mehr Geld fürsAlter zur Seite,
als zwingend vorgeschrieben.Vielfach ist
es auch so, dass dieArbeitgeber freiwillig
mehr als dieHälftederBeiträgebezahlen.

In all diesen Fällen besteht das indi-
viduelle Sparguthaben,das sich über die
Berufsjahre summiert, aus einem «obli-
gatorischen» und einem «überobligato-
rischen» Teil.Auch Personen mit tiefen
Löhnen können viel überobligatori-
sches Kapital haben. In solchen Fällen
können die Pensionskassen bei der Be-
rechnung der Renten schon heute eine
Mischrechnung machen, um die Vor-
gaben des Gesetzes einzuhalten. Da-
durch können sie den Umwandlungs-
satz tiefer als die gesetzlichen 6,8 Pro-
zent ansetzen und dieMindestvorgaben
dank dem überobligatorischen Kapital
immer noch einhalten. Deshalb kann
die Mehrheit der Versicherten davon
ausgehen, dass sie von der jetzt geplan-
ten Senkung des gesetzlichenUmwand-
lungssatzes nichts merken werden.

An dieser Stelle offenbart die Um-
frage zwei weitere wesentliche Fehl-

einschätzungen. Erstens: Der freiwil-
lige Teil der zweiten Säule wird stark
unterschätzt. Laut offiziellen Statistiken
haben 85 Prozent derVersicherten einen
relevantenTeil ihres Pensionskassengut-
habens im überobligatorischen Bereich.
In der Umfrage aber zeigten sich nur
30 Prozent überzeugt, dass sie persön-
lich überobligatorisch versichert seien.
Weitere 45 Prozent waren nicht sicher.
Gefragt, wie gross gesamthaft der An-
teil des freiwilligenTeils an den Spargut-
haben wohl sein mag, ergab die Umfrage
eine Schätzung von nur einemDrittel. In
Tat undWahrheit sind es gut 60 Prozent.

Zweitens: Man kennt den eigenen
Umwandlungssatz nicht – und meint of-
fenbar, er sei deutlich höher. Die Teil-
nehmenden sollten bei der Befragung
schätzen,wiehochdie tatsächlichenUm-
wandlungssätze der Pensionskassen im
Durchschnitt sind, wenn man auch den
überobligatorischenTeil einbezieht.Ant-
wort: 6,2 Prozent. Richtig wäre: 5,2 Pro-
zent.EsbrauchtwenigPhantasie,umsich
auszumalen, was dieser Grundlagenirr-
tum für die Chancen der BVG-Reform
bedeuten könnte – wie viel ihres Schre-
ckens die vorgesehene Reduktion auf

6 Prozent verlieren würde, wenn man
wüsste, dass die meisten Umwandlungs-
sätze längst weit darunter liegen.

Die Sache bleibt zwiespältig.Obwohl
die zweiteSäulehoheAkzeptanzgeniesst
und geschätzt wird, weiss man nicht ge-
nau, wie sie funktioniert, und steht ihr
offenbar relativ fremd gegenüber. So
nimmt rund die Hälfte der Versicherten
laut der Umfrage das angesparte Gutha-
ben in ihrer Pensionskasse nicht als das
wahr, was es ist: ihr eigenes Vermögen.

Gegner sind im Vorteil

Was tun?DieAutoren der Studie weisen
auf den alljährlichen Versand der indi-
viduellen Pensionskassenausweise hin.
Dieses Dokument wird laut der Um-
frage von zwei Dritteln der Versicher-
ten tatsächlich angeschaut. Somit biete
sich hier eine Chance, die Bevölkerung
besser über die zweite Säule aufzuklä-
ren, halten die Autoren fest. Man kann
es auch anders formulieren: Offenkun-
dig sind dieAusweise heute nicht beson-
ders gut gemacht, wenn die meistenVer-
sicherten sie zwar lesen, aber nicht bes-
ser Bescheid wissen.

Bleibt die Frage, was das alles für die
Abstimmung imSeptemberbedeutet.Die
BVG-Reform hat schon aus rein politi-
schenGründeneinen schwerenStand.Sie
wird nicht nur von der geeinten Linken
bekämpft, sondern auchTeile des Gewer-
besundderLandwirtschaft sind skeptisch.
Hinzu kommen die Probleme, auf wel-
che die neue Studie hinweist. Der Autor
Michael Hermann sagt, die Gegner der
Reform könnten sich das fehlende Wis-
senunddie verbreitetenFehleinschätzun-
gen zunutze machen und dieVerunsiche-
rung in derBevölkerung noch verstärken.
«Jemehr sichwidersprechendeAussagen,
Einschätzungen und Behauptungen im
Raum stehen, desto eher klammert sich
die Bevölkerung an den Status quo.»

Die Befürworter hingegen haben
es umso schwerer, müssen aufklären,
erklären, informieren, richtigstellen.
Michael Hermann: «Gelingt die Auf-
klärungsarbeit nicht, wird es die Vor-
lage schwer haben.»
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Die Hälfte der
Versicherten nimmt
laut der Umfrage
das Guthaben in ihrer
Pensionskasse nicht als
das wahr, was es ist:
ihr eigenes Vermögen.

«Subventionen rufen
häufig ungewollte
Verhaltensweisen
hervor, die mit den
gesetzten Zielen nicht
im Einklang stehen.»
Andreas Lienhard
Professor für Staats- und
Verwaltungsrecht an der Uni Bern


